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e Visumpflicht für Türken 
toben wird. Auch für kurze 
thalte von bis zu 90 Tagen 
1en Türken für Reisen nach 
1 gegenwärtig ein Visum. 
EU verhandelt derzeit mit 
rkei über eine Aufhebung 
:umpflicht. Die Schweiz als 
iertes Mitglied des Schen-
1mes hätte die neue Rege­
u übernehmen ,. andem­
Jnnte sie aus Sehengen aus­
ossen werden. 
bürgerlichen Politiker be­
en, dass bei einer Visum-
1mg die Sicherheit in der 
iiz beeinträchtigt werde. 
5nnten leichter Personen 
Schweiz gelangen, die als 
1ich einzustufen sind», sagt 
rationalrai: Roland Büchel, 
räsident der Aussenpoli­
n Kommission. Zudem sei 
'ürchten, dass viele Türken 
Schweiz um Asyl ersuchen 
en, da sie sich nun in ihrer 
3.t verfolgt fühlten. CVP­
erat Pirmin Bischof erklärt, 
[ müsse man verfolgen, wie 
itergehe mit der Befolgung 
ienschenrechte in der Tür-
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lanciert. Darin wird das Minister­
komitee des Europarats aufgeru­
fen, sich für die Freilassung von 
unrechtmässig verhafteten türld­
schen Richtern einzusetzen. 

In der Türkei rollt die Säube­
rungswelle, wie Erdogan selber 
sie nennt, weiter. Regierungschef 
Binali Yildirim kündigte 
Samstag an, die Präsidentengarde 
aufzulösen. «Es wird keine Präsi­
dentengarde mehr geben, sie hat 
keinen Zweck, es gibt keinen Be­
darf», sagte er. Am Freitag waren 
Haftbefehle gegen 300 Mitglieder 
der Garde bekanntgeworden. Prä­
sident Erdogan erliess am Sams­
tag ein Dekret, das die Schlies- . 
sung von 1043 Privatschulen, 
1229 Stiftungen, 19 Gewerkschaf­
ten und 15 Universitäten vorsieht. 
All diese Einrichtungen sollen mit 
der Bewegung von Fethullah Gü­
lenin Verbindung stehen, die von 
der türkischen Regierung als Ter­
rororganisation bezeichn~t wird. 
Gülen lebt in den USA im Exil. 
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müt :mruder,im Tira111emd1m 
Bll111me1111 'WfOII'" dem MÜll'ilrcihll'iler 
rnympia·IEi1'ik,:mfs2e1111tmm a\b. 
IEÜll'il 18 .laihl"e alter Srchüiell'" hatte 

. dort am !Freitag 9 Mrell'ilsrche1111 

Weil den Kantonen für die 
Betreuungunbegleiteter 
minderjähriger Asylbewerber 
Mehrkosten entstehen, steht 
ein Bittgang, zum Bund bevor. 

• Andreas Schmid 

gelbiorrem,i Sr(l)Jh!l1l Üll'a1111is«::lhlell' 1Eü1111-
W<11111lderell' Seil!Jstmroll'd. lÜJlber 
seill'il Motiv wird gerätse!t.1Hli1111· 
weise a1111l' reinen is!amüstisrchre1111 
l-li1111tergr1.11111d gibt es !a111t der 

voll' exalkt füll'il'I' .Jlalhirefill de1111 ll"~teu· 

11 
· lbireeünfi111sst habe, sagte IProlizeü· 
rclhle:IF Hll..llbeirt1.1s A1111drä. Al!.lliclhl 
a1111deire Amolktate1111 kö11111111tefill 
eü1111e !Rolle gespielt lhlalbell'il. Der 

Üll'il eüfillell" Jii\.ll'ilSJP)ll"arc\hle afill idlüe All1l!l)e· 
ihöll'"ügre!l1l idlew 01Pirer: «Wüw 11:eüiefill 
llhlwell'il Sclhlmeli'.:, wir de11111ke1111 a1111 
Süe, wüli' leüidle1111 müt ilh1111e1111.» (sUz.) 

2u3r,'lJ2· 

die ohne Eltern eingereist sind, · Finanzierungsmöglichkeiten dis- Im ersten Halbjahr 2016 sind 
wie die jüngste Statistik des Bun- kutieren. Denkbar sei die Forde- 791 UMA in die Schweiz gekom­
desamts für Migration zeigt. rung nach einer höheren Kosten- men. Damit hat der Zustrom im 

Weil die spezifischen Bedürf- beteiligung des Bundes über die Vergleich mit 2015 etwas nachge­
nisse der UMA berücksichtigt wer- Pauschalen, die er den Kantonen lassen. Das ist auf die Schliessung 
den müssen, kommt es die Kan- für Unterbringung und Betreuung der Balkanroute zurückzuführen. 
tone teuer zu stehen, sie zu um- . von A~ylsuchenden entrichtet. Minderjährige Asylsuchende ste­
sorgen. Derzeit klärt die Konfe- Diese Beiträge müssten demnach hen gegenwärtig noch stärker un­

Wegen der steigenden Zahl an un- renz der kantonalen Sozialdirek- aufgestockt werden. · ter Beobachtung, nachdem am 
begleiteten minderjährigen Asyl- toren ab, wie stark die finanzielle Zurzeit berücksichtigen die. Montag ein 17-jähriger Flüchtling 
suchenden (UMA), c1ie in die Belastung aufgrund des Zuwach- Kantone laut der Sozialdirekto- aus Afghanistan in einem deut­
Schweiz kommen; entstehen den ses an minderjährigen Asylsuchen- renkonferenz die Bedürfnisse der sehen Regionalzug Passagiere mit 
Kantonen für. deren Unterbrin- denzugenommen hat. Laut einer Kinder und Jugendlichen sehr einer Axt verletzt hatte. Die Poli-
gungund Betreuung hohe Kosten. Sprecherin wollen die Kantone unterschiedlich, Im Mai hatte die zei erschoss ihn. , 
Inzwischen leben hierzulande nach Auswertung der Erhebung Konferenz Empfehlungen zur _/ 
5000 Kinder und Jugen?liche, mit dem Bund über zusätzliche Harmonisierungverabschiedet. S,<::öu:1z<g) / 
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rillionengeschäft 
Gasflaschen 

lst Hochsommer, in der ganzen 
rweiz wird grilliert. Daran verdient 
: allem eine Branche. :Seite 23 

Nackt - an oler 
richtigen Stelle 
Schultern sind das neue DecoUete. 

Die Hinterbliebenen 
von Walter Arnold sind 
20 Jahre nach dem· 
Verbrechen überzeugt: 
Die Wahrheit findet 
sich in der Schweiz. 

Redaktorin Katharina Bracher über den 

Der Stadtbaum ist 
hart im Nehmen 
Hitze, Trockenheit, Urin: Der perfokte 
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Sozialdirektdren wollen über mehr Bundesgeld für unbegleitete Jugendliche verhandeln 
Minderjährige Asylsuchende, 
die allein in die Schweiz 
gekommen sind, stellen die 
Kantone vor Probleme. Für 
die Betreuung soll der Bund 
deshalb mehr bezahlen. 
Andreas Schmid 

Rund 5000 unbegleitete minder­
jährige Asylsuchende, sogenannte 
UMA, leben in der Schweiz. Über 
80 Prozent sind männlich, viele 
von den Erlebnissen in der Hei­
mat und auf der Flucht traumati­
siert. Von den 5000 UMA sind 791 
zwischen Anfang · Januar und 
Ende Juni dieses Jahres einge­
reist, wie die Statistik des Staats­
sekretariats für Migration (SEM) 
ausweist. Im Vergleich mit 2015, 
als 2748 Minderjährige ohne El­
tern kamen, scheint der Zustrom 
zwar nachgelassen zu haben. Ge­
genüber früher ist die Zahl aber 
immer noch hoch. Zudem liessen 
sich kaum Prognosen stellen, sagt 
SEM-Sprecherin Lea Wertheimer. 
Bei den UMA habe in den letzten 
Monaten vor allem die Zahl der 
Gesuchsteller aus Afghanistan 
abgenommen, weil die Balkan­
route bloddert sei. 

Die Afghanen bilden neben 
den Eritreern die weitaus grösste 
Gruppe der UMA in der Schweiz. 
Die unbegleiteten Asylsuchenden 
stehen noch stärker untei"Beob­
achtung, seit ein 17-jähriger af­
ghanischer Flüchtling am Montag 
in einem süddeutschen Regional­
zug bei Würzburg mit einet Axt 
Passagiere verletzt hat. Das At­
tentat des Jugendlichen, der in ei­
ner Pflegefamilie untergebracht 
war, hat in Deutschland Diskus­
sionen um die Betreuung der dort 
lebenden 50 000 UMA ausgelöst. 
Im Fokus der Debatte steht, ob die 
UMA besonders anfällig für eine 
Radikalisierung seien. 

Aufwendige Betreuung 
In der Schweiz, wo das SEM die 
unbegleiteten Jugendlichen den 
Kantonen zuweist, durchlaufen 
sie dasselbe Asylverfahren wie 
Erwachsene, das heisst, das SEM . 
und der _Nachrichtendienst des 

.Jlii.irg Elberße, IKaD'lltOID'll St. C.aDffeB1l. 

Der Verein zur Förderung der 
Psychologischen Menschen" 
kenntnis (VPM) ist vor Jahren 
ab getaucht. Doch seine 
Anhänger finden weiterhin 

· den Weg in die Institutionen. 
~nnn'!Iv Miiirnht1«::c:Ü 

Bundes - falls · Risiken erkannt 
werden und bei Asylsuchenden 
aus bestimmten Staaten - ldären 
eine mögli'che Gefährdung ab. 

Die für Unterbringung und Be-. 
treuung der UMA zuständigen 
Kantone weisen darauf hin, wie 
komplex die Anforderungen sind. 
Kinder werden meist in Pflege­
familien placiert, Jugendliche in 
aufihre Bedürfnisse ausgerichte­
ten Unterkünften und iJ;1. Wohn­
gruppen. Möglichst wird auch die 
Unterbringung be1 Verwandten in 
der Schweiz angestrebt. · 

Hohe finanzielle Belastung 
Die Konferenz der kantonalen So­
zial\iirektoren (SODK) hat im Mai 
Empfehlungen zum Umgang mit 
den UMA verabschiedet. Die Kan­
tone berücksichtigten die Bedürf­
nisse der unbegleiteten Minder­
jährigen derzeit sehr unterschied­
lich, stellt Loranne Meiilla:t von 
der SODK fest. «Die Empfehlun­
gen streben eine Harmonisierung 
an.» Merillat gibt aber zu beden­
ken, dass die spezifische Unter­
bringung und Betreuung kosten­
intensiv seien. Mit dem Anstieg 
der Gesuche von UMA seien die 
Kantone finanzieil stark belastet 
worden. Deshalb würden derzeit 
die Auswirkungen analysiert, «um 
mit dem Bund anhand einer ge­
sicherten Datenlage über zusätz­
liche Finanzierungsmöglichkeiten 
diskutieren zu können», führt 
Merillat aus. Als Variante sieht sie 
eine höhere Kostenbeteiligung 
des Bundes über die Pauschalen, 
die er den Kantonen für Unterbrin­
gung und Betreuung von Asyl­
suchenden bezahlt. 

Fiona Elze, Abteilungsleiterin 
Asylwesen im Kanton Schwyz, 
hält es für wesentlich, dass bei 
den UMA nicht gespart werde. Die 
Investition müsse auch politisch 
getragen werden, fordert Elze. 
«Diese jungen Menschen haben 
Anspruchaufbesonderen Schutz 
und auf Förderung.» So könne 
man verhindern, dass,ein Nähr­
boden für Radikalisierung ge­
schaffen werde. Indem der Kan­
ton Schwyz die UMA in seinem 
neuen Zentrum in Inilnensee eng­
maschig und rund um die Uhr be­
gleite, setze er auf Früherken­
nung und beuge Gefahren vor. 

Auch der Kanton St. Gallen be­
treut die UMA laut Jürg Eberle, 
Leiter des Migrationsamts, «wäh­
rend 24 Stunden am Tag». Darin 
enthalten seien auch regelmäs­
sige Gespräche mit den Bezugs­
personen im Zentrum. Deshalb 
gebe es keinen Anlass, nach dein 
Attentat in Deutschland weitere 
Vorkehrungen zu treffen. · 

Florentina Wohnlich, Leiterin · 
des Thurgauer Sozialamts, sagt zur 
Radikalisierungsgefahr von UMA: 
«Die· Betreuer sind nach dem 
Würzburger Fall sensibilisierter 
darauf und widmen dem Aspekt 
mehr Aufmerksamkeit.» 

Vereins zur. Förderung der Psy-
chologische:q Menschenkenntnis 
(VPM) eingestuft wird. 

. Der VPM löste sich nach zahl-
reichen verlorenen Prozessen im 
Jahr 2002 auf. Der Sektenspezia-
list Hugo Stamm sagte allerdings 
bereits damals_ dass die A11flö-
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Ji.igeB1ldDkhe Asyls1.icheB1lde verpflegeD'll skh iD'll eililer il.llB1lterki.iB1lft ilil Davos. (1.April 2016) 

Die Hä11.111!'1.UD1lg terrnristisclhell' 
A.Uad<eD'll weckt iB1l der Schweiz 
deB1l lRi.if B1lach besseren IEÜD'llsatz· 
mögfü:hkeiteD'll für die Piolizeü. So 
fo1rdert SVP·Natüiom:1lrrat D..i.ikas 
ReimaB1lD'll, dass PolizisteD'll i.iB1ld 

. Zöllner laB1ldesweit ihre WaffeB1l 
ai.ich :emsserha!b des DieB1lstes 
trageB1l dii.irfeB1l, etwa im ZILllg Zl.il" 
Arbeit oder in der IF1reizeit. l!llies 
steügere die Skherrlhleit im !Fall 
ei11es·AB1lschlags ode1r Amok· 
lalLllfs erhelblklhl, da die BeamteB1l 
daD'llB1l jederzeit eiD'llsatzlbereit 
seieD'll, so Reima1111. Übel" die 
!FordernB1lg wird demB1l~khst der 
Nationalrat eB1ltsd11eideB1l, der 
1Bi.iB1ldesrat lhlat sid1 ,ms föde1ra· 

ten die damaligen VPM-Anhänger 
zahlreiche Bürgerkomitees, Foren 
und Gesellschaften -wie die HGS, 
die jede Form von Sterbehilfe und 
damit Selbstbestimmung am Le-
bensende ablehnt. «Dort treffen 
sich noch heute die gleichen Leu-
tP_ rliP mit rlPn i,]pfr,l,pn MPtho-

llistüschem Übe1rlreg1.U11ge11 gegeB1l 
das AD'llsiB1lB1le1111 a1.Usgesprl(i)cheB1l. 

IBDIP·Natio1r11al1rat Bernhard 
Gi.il'IH verD;;mgt derweil, dass !Poli· 
zisteB1l B1laclhl SclrmssalbgabeB1l 
besser geschü.itzt werde1r11. «Das 
ProlbDem ist, dass ei1r11 Polizüst, 
der seiB1le Waffe beD'llützt, mit 
eirnä!m IF!.iss schoB1l fast im 
GefäB1lgB1lis stel'llt», sagt der !Präsi· 
deB1lt derr parlame1r11tarisclhleB1l . 
C.rnppe für IPolüzeü· i.llD'lld Sid11er­
l'leitsflrage111. «Das miJJsseD'll wir 
äD'lldem.» Der Gebiral.ich der 
l!llieB1lstwaffe üst i1r11 der Schweiz 
ÜB1l de1r Regel e1rla1.Ulbt, weB1ln er 
verhältB1lismässig ist mtd aD'lldere 
Mitten nklhlt a1.Us1rekl'leB1l. Gibt es 

nen ein Inserat in der «Züri-Wo-, 
ehe» mit dem Titel «Wir stehen 
hinter dem VPM und seiner fach-
liehen Leiterin»· mitunterzeich-
net. Laut Schrnid würden sich 
allerdings viele der damaligen 
Unterzeichner mittlerweile 
vnm iTPM rlic:t::m7iPTPn 

dabei Vell'letzte odell' g.all' l'rote, 
· eröffB1leB1l die Bel'löirde11 eiD'lle 
Straf1.UD'lltell"s1.icl'i1.iD'll9J, was je D'llaclh 
Fall eiB1le Ve11"setz1.Ulilg B1lach sich 
zieht. «Damit !besteht das Risfikl!)), 
dass eiB1l lPolizist laD'llge gebll'alild· 
marrkt wird, ai.ich weB1lD'll er Zl.i 
·Recht voB1l der Waffe Gebirai.ich 
machte», sagt Gi.iht l!llies sei füir 
düe JBretrnffeB1leB1l lbelasb:B1ld, i.iB1ld 
es sclhmälell"e die AttwaktMfät 
des !Pollüzeilbernfes. Gulhll wm 
diese !Prnlbleme mit eiB1lem Vor-

. stoss üm !Parlament behelbeB1l. 
Die 1FordemD1lgeB1l lbeider !Pan·· 

lameD1lta1rierr we1rdeB1l gmD'lldsätz· 
lklh ai.ich vom VerbaD'lld der Pollü· 

· zeibeamtem l.iB1ltersfützt. (dUi.) 

HGS-Mitgliedschaft, sondern ex-
plizit auch ihre VPM-Vergangen-
heit. Zusammen mit lL.l: weiteren 
Mitgliedern der Ethildwmmis-
siori erörtert die Deutsche seit 

Anfang Jahr ethische Fragen 
der r Humanmedizin. 
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Mutmas 
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Die Polizei h, 
gefasst, der· 
vor wenigen 
bei Biel eine 
zerin getöte; 
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Polizei noch 
machen. (sd, 
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